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Hewlett-Packard
übernimmt

Compaq

Die Arbeitslosigkeit steigt 
Schröders Hand bleibt ruhig

„Eine Reform pause gibt es nicht“ /  SPD und Grüne einig über Eckpunkte des Haushalts 2002
Kno. SAN FRANCISCO. 4. Septem

ber. D er kalifornische Computerhersteller 
Hewlett-Packard (HP) übernimmt für 25 
Milliarden Dollar in Aktien den Konkur
renten Compaq. Damit entsteht nach 
IBM das zweitgrößte Computerunterneh
men der Welt, das einen Umsatz von 87,4 
Milliarden Dollar erzielt. Die Aktien
märkte reagierten am Dienstag mit Kurs
gewinnen. „Gemeinsam werden wir unse
rer Branche auf Jahre hinaus den Stempel 
aufdrücken“, sagte die HP-Vorstandsvor- 
sitzende Carly Fiorina, die auch an der 
Spitze des fusionierten Konzerns stehen 
wird. D er bisherige Compaq-Vorstands- 
vorsitzende Michael Capelias wird Präsi
dent von HP. Die Marke Compaq aller
dings verschwindet. Der gemeinsame Kon
zern wird vor Dell der größte PC-Herstel- 
ler; HP ist zudem der größte Hersteller von 
Computerdruckern der Welt. Schon in den 
vergangenen Monaten haben HP und Com
paq versucht, das IBM-Geschäftsmodell 
zum Teil zu kopieren und ein größeres Ge
wicht auf ihre Serviceangebote zu legen. 
(Siehe Wirtschaft.)

clb./ami. FRANKFURT/BERLIN, 4. 
September. Die Zahl der Arbeitslosen ist 
im August leicht gegenüber Juli gesunken. 
Das verlautete aus Kreisen der Bundesan
stalt für Arbeit am Dienstag. Dennoch lie
ge die Zahl erstmals seit 1998 höher als im 
Jahr zuvor. Im August 2000 hatten 3,78 Mil
lionen Menschen keine Arbeit. Bereinigt 
von saisonalen Einflüssen rechnen Banken
volkswirte abermals mit einem Anstieg. Da
mit würde sich auch im August die Ten
denz seit Jahresanfang fortsetzen. Im Juli 
zählten die Arbeitsämter 3,8 Millionen Er
werbslose in Deutschland. Die Bundesan
stalt für Arbeit wird die Zahlen an diesem 
Mittwoch bekannt geben.

Ungeachtet der Entwicklung der Ar
beitslosenzahlen und der Konjunktur will 
die rot-grüne Bundesregierung nach Wor
ten von Bundeskanzler Schröder (SPD) 
an ihrem Kurs zur Haushaltskonsolidie- 
rung festhalten. Wer Forderungen nach 
Zukunftsvorsorge und Gerechtigkeit zwi
schen den Generationen ernst nehme, 
„der muß weiter ernst machen mit der

Haushaltskonsolidierung“, sagte Schröder 
am Montag auf einer SPD-Wirtschaftsta- 
gung in Berlin. Damit wies er Forderungen 
zurück, die schwache Konjunktur mit ei
nem staatlichen Ausgabenprogramm zu 
kräftigen. Vorschläge, die Wirtschaftsent
wicklung durch ein Vorziehen der nächsten 
Stufe der Steuerreform zu fördern, seien 
nicht finanzierbar, sagte der Kanzler. Aller
dings erwarte er als Folge der schon be
schlossenen Steuersenkungen eine Kräfti
gung der Binnennachfrage und damit der 
gesamten Konjunktur. Die wird im laufen
den Jahr deutlich unter den von der Regie
rung zunächst angesetzten Prognosedaten 
liegen. Deshalb ist das von Schröder selbst 
gesetzte Ziel stark gefährdet, die Zahl der 
Arbeitslosen bis 2002 unter die Marke von
3,5 Millionen zu drücken.

Zugleich beschlossen die Haushaltspoliti
ker von SPD und Grünen auf ihrer Klausur 
in Dortmund, den Sparkurs im Wahljahr 
2002 nicht zu verschärfen. Es solle bei der 
geplanten Neuverschuldung von knapp 
41,3 Milliarden Mark bleiben. Die für 2002

errechnete Finanzierungslücke von etwa
2,6 Milliarden Mark soll durch Einsparun
gen und eventuelle Mehreinnahmen aus
geglichen werden. In welchen Ressorts 
gekürzt wird, soll bis November geklärt 
werden.

Entschieden wandte sich Schröder gegen 
Vorwürfe, die Regierung habe eine Re
formpause eingelegt. Nichts entspreche der 
Wirklichkeit weniger als das. Reformen sei
en ein kontinuierlicher Prozeß. Deshalb sei 
auch keine der von der Regierung angegan
genen Reformen, ob in der Familien-, Steu
er-, Sozial- oder Gesundheitspolitik abge
schlossen: „Wir modernisieren und refor
mieren konsequent weiter, um unsere Ziele 
einer nachhaltigen, gerechten Entwicklung 
zu erreichen.“ Die Bundesregierung werde 
weiterhin „umsetzen, entscheiden -  aber 
durchaus mit ruhiger Hand“.

In seinem als Grundsatzrede angekün
digten Beitrag ging der Kanzler und SPD- 
Vorsitzende ausführlich auf Chancen und 
Risiken der Globalisierung der Weltwirt
schaft ein. (Fortsetzung Seite 2, siehe Wirt
schaft.)
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HerJelo. ISTANBUL/BERLIN, 4. Sep
tember. Das Oberlandesgericht Athen hat 
am Dienstag den Eilantrag der Bundesrepu
blik Deutschland zurückgewiesen, den vor
läufigen Rechtsschutz für die Immobilie 
des Goethe-Instituts in Athen wiederherzu
stellen. Dieser Rechtsschutz sollte die 
Zwangsversteigerung des Gebäudes bis 
zum Urteil desselben Oberlandesgerichts 
über die Rechtmäßigkeit der Zwangsvoll
streckung aussetzen. Damit kann die 
Zwangsvollstreckung beginnen. Die 
Zwangsversteigerung sei für den 12. Sep
tember festgesetzt, hatte zuvor ein Anwalt 
angekündigt, der die dreihundert Hinter
bliebenen der 214 Opfer des Massakers von 
Distomo vertritt. Am 10. Juni 1944 hatte 
die Vierte SS-Polizei-Panzergrenadier-Divi-

der Nachfahren der Opfer von Distomo 
abzuwehren. Im Auswärtigen Amt hieß es 
am Dienstag, die Bundesrepublik habe als 
Rechtsnachfolgerin des Deutschen Reichs 
„große Anstrengungen“ unternommen, 
um den Opfern deutscher Verbrechen Un
terstützung, auch finanzieller A rt, zukom
men zu lassen. Das gelte auch für Grie
chenland. Doch könne die Bundesregie
rung die in Rede stehende Angelegenheit 
nicht „im Rahmen einer Reparationbsde- 
batte oder auf privatrechtlicher Ebene“ 
behandeln. Hingewiesen wird in Berlin 
auf den 1961 von der Bundesrepublik und 
Griechenland Unterzeichneten Vertrag 
zur abschließenden Regelung von Entschä
digungsfragen. Damals hatte sich Bonn 
zur Zahlung von 115 Millionen Mark ver

ein Prinzip wird. Schon werden Bedenken 
geäußert, andere von Deutschen in der 
Vergangenheit begangene Verbrechen 
könnten Opfer oder deren Nachfahren zu 
ähnlichen Klagen veranlassen.

Der Areopag, der dem deutschen Bun
desgerichtshof entspricht, hatte am 14. 
April 2000 das Urteil des Landgerichts Li- 
vadia bestätigt, nach dem die Bundesrepu
blik keine Staatenimmunität beanspru
chen könne und die Klage der Hinterblie
benen auf Schadensersatz von umgerech
net 55 Millionen Mark rechtens sei. Der 
Vorsitzende des Areopag, der bei dem Ur
teil ein Minderheitsvotum abgegeben hat
te, legte den Fall dem Obersten Sonderge
richtshof vor, der dem Bundesverfassungs
eericht vergleichbar ist. Der wird am ?Q

Wert Des Wartens
G.H. Politik ist die Kunst des Mögli

chen, nicht des Unmöglichen. Daher 
sieht es nach einem Fehler des Bundes
kanzlers aus, daß er seinen Innenmini
ster mit der Ausarbeitung eines Einwan
derungsgesetzes beauftragte, das von 
den Grünen bis zur CSU Zustimmung 
finden soll. Derlei Unmögliches läßt 
sich trotz aller Raffinesse (Schilys harte 
Sprache, Süssmuth-Kommission) nicht 
bewerkstelligen, zumindest nicht im er
sten Anlauf. Schröder tut zwar so, als 
wollte er das Einwanderungsgesetz 
noch in dieser Wahlperiode -  Motto: 
mal sehen, ob Grüne und Union nach
giebig genug sind -  erledigen, aber er 
hat Schily schon längst auch für die 
nächste Legislaturperiode dienstver
pflichtet. Wozu brauchte er ihn denn 
noch, außer dazu, die Union auf die Zu
stimmungsbahn für das Einwanderungs
gesetz zu locken?

Schröder und Schily betreiben von 
Anfang an ein durchsichtiges Spiel, mit 
erprobten Regeln und einem festen 
Ziel: Bis beide aus dem Amt scheiden, 
soll der Weg geebnet sein, Deutschland 
von einem Nationalstaat in der Europäi
schen Union zu einem Einwanderungs
land mit wachsendem Bevölkerungsan
teil außereuropäischer Herkunft zu wan-

Der L'npiutj
Von Thon

Nicht zufällig findet die lange vorbe
reitete und gründlich gescheiterte Welt
konferenz gegen Rassismus in Durban 
statt. Das gastgebende Südafrika wird 
vielerorts als die Staat gewordene Ver
pflichtung wahrgenommen, der rassi
stisch begründeten Diskriminierung, 
wo immer sie auftritt, ein Ende zu ma
chen. Südafrika lehrt jedoch auch, daß 
es den großen Akt der Selbstbefreiung 
nicht gibt. Rassismus lebt fort, auch als

dein. Ginge es hingegen allein darum, 
Deutschland im Sinne der Freizügigkeit 
und Arbeitsmigration für EU-Europä- 
er zu öffnen, dann bräuchte man kein 
Einwanderungsgesetz, sondern nur die 
Anwendung der Europäischen Verträ
ge. Das Projekt Einwanderungsgesetz 
wird jedoch betrieben, während sich 
schon die Erweiterung der EU um zehn 
Staaten in einigen Jahren abzeichnet.

Schröder nimmt die gegenwärtige Un
zufriedenheit der Grünen einerseits 
und der Union andererseits mit Schilys 
Entwurf gerne in Kauf. Sollte das Vor
haben Einwanderungsgesetz vor der 
Wahl scheitern, dann ließe sich nach 
der Wahl den Parteien und den Bür
gern umso glaubwürdiger sagen: „Aber 
ihr habt doch gesehen, daß ihr eure je
weiligen Vorstellungen so nicht in Rein
form verwirklicht bekommt; allein un
ser Konsensmodell bietet euch zumin
dest Teilerfolge.“ Auf diese Art hat sich 
die SPD schon bei so manchen Rich
tungsgesetzen durchgesetzt. Und es 
wird ihr wieder gelingen, wenn die Uni
on auf Scheinzugeständnisse eingeht 
(„das geringe,Übel“), anstatt hart zu 
bleiben und darauf zu setzen, daß die 
Wähler ihren Standpunkt teilen. Schon 
allein das Schauspiel, ob sich Schröder 
mit einer knappen Ampel-Mehrheit die
sem Risiko stellen wird, wäre des Ab
wartens werf.

tum Burban
as Schmid

te, hat jedoch noch tiefere Gründe. Die 
westliche Zivilisation ist sich ihrer selbst 
schon lange nicht mehr gewiß und läßt 
sich mit berechtigten wie unberechtig
ten Vorwürfen leicht in lähmende 
Selbstzweifel stürzen. Die Hochkommis
sarin der Vereinten Nationen für Men
schenrechte, Robinson, hat fast flehent
lich gefordert, die Konferenz möge sich 
den vielen Fragen der Gegenwart und 
der Zukunft zuwenden. Statt dessen hat
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sion in uer griecmscnen Ortschaft das Mas
saker als Vergeltungsmaßnahme verübt.

Im Auswärtigen Amt in Berlin verur
sacht die Entwicklung der Angelegenheit 
einige Unruhe. Die Staatenimmunität gel
te für Deutschland als „universales Prin
zip“. hieß es dort. Seit längerem versucht 
die Bundesregierung, die Forderungen

ban. BERLIN, 4. September. Nach dem 
einstimmigen Votum des Parteirates der 
Grünen, in seiner derzeitigen Fassung sei 
der Referentenentwurf von Bundesinnen
minister Schily zum Einwanderungsgesetz 
für sie „nicht zustimmungsfähig·', hat Bun
deskanzler Schröder für diesen Donners
tagabend ein Koalitionsgespräch ange
setzt. Schröder wolle -  nach der Abstim
mung im Bundestag über den Mazendo- 
nien-Einsatz, bei dem die Koalition eine 
eigene Mehrheit verfehlte -  vermeiden, 
daß sich auf anderen Gebieten weitere 
Konflikte in der Koalition verschärften, 
hieß es. Führende Grüne hatten Details 
und auch grundsätzliche Linien des Refe- 
renten-Entwurfes kritisiert, weil dieser 
Einwanderer in unterschiedliche Klassen 
einteile. Außerdem rede Schily zuviel mit 
den Unions-Parteien und zu wenig mit ih
nen. Nach der Entscheidung Schröders 
sagte Schily am Dienstagmittag kurzfristig 
eine Pressekonferenz ab, auf der er seinen 
Referentenentwurf erläutern wollte. In 
der Bundesregierung hieß es, bei dem Ko-

Südkoreanisches Kabinett 
reicht Rücktritt ein

SEOUL, 4. September (dpa). Ungeach
tet einer schweren Regierungskrise will 
Südkorea an seiner Politik der Aussöh
nung mit Nordkorea festhalten. Dies be
kräftigte am Dienstag ein Sprecher von 
Präsident Kim Dae-jung wenige Stunden 
nach dem Rücktrittsgesuch des Kabinetts 
Ministerpräsident Lee Han-dong und 21 
Minister wollten damit dem Präsidenten 
eine Neuordnung der Regierung ermögli
chen. Kim werde das Kabinett bald umbil
den, sagte der Sprecher. Unterdessen be
suchte der chinesische Präsident Jiang Ze- 
min Nordkorea (Siehe Seite 16.)

Telekom-Kabelnetz 
an Liberty Media verkauft

Stü. BONN, 4. September. Die Deutsche 
Telekom AG, Bonn, hat nach langem Rin
gen den Vertrag über die Veräußerung von 
sechs regionalen Femsehkabelgesellschaf- 
ten an die amerikanische Liberty Media 
Corp, Denver, unter Dach und Fach ge
bracht. Der Vertrag wurde in der Nacht 
zum Dienstag unterzeichnet. Damit habe 
die Telekom ihr Ziel erreicht, sich vom 
Fernsehkabel zu trennen, sagte Gerd Ten- 
zer, Vorstand für Produktion und Technik 
Der Konzern hatte den Verkauf, der rund 
11 Milliarden Euro brachte, im Frühjahr 
1998 eingeleitet. (Siehe Wirtschaft.)

pflichtet. Nun heißt es im Auswärtigen 
Amt, sollte es tatsächlich zur Pfändung 
deutschen Eigentums kommen, so könnte 
das ein „gefährlicher Präzedenzlall“ wer
den. Es könnte den Beginn von „viel 
Streit und Zwietracht“ bedeuten und alte 
Wunden wieder aufreißen. Die Gefahr 
wird darin gesehen, daß aus dem Beispiel

alitionsgespräch sollten das „weitere Vor
gehen“ beim Einwanderungsgesetz und 
auch der Zeitplan erörtert werden. Bisher 
ist vorgesehen, daß das Bundeskabinett 
am 26. September über den Gesetzent
wurf entscheidet und der Bundestag seine 
Beratungen in diesem Jahr beende. Daran 
werde sich -  wenn überhaupt -  nur wenig 
ändern, hieß es in der Regierung. Fachleu
te in der SPD halten es weiterhin für mög
lich. diesen Zeitplan einzuhalten. Bei der 
Grünen herrschen Zweifel daran; die Frak
tionsvorsitzende Kerstin Müller erinnerte 
daran, daß bei der letzten größeren Verän
derung des Ausländergesetzes zu Zeiten 
von Bundeskanzler Kohl eineinhalb Jahre 
nötig gewesen seien.

Darüber hinaus dürfte die Runde dar
über sprechen, wie die Koalition den un
terschiedlichen Reaktionen der Unions- 
Parteien auf Schilys Entwurf begegnen sol
le. Während der saarländische Minister
präsident Müller, der in der CDU die Ein
wanderungspolitik koordiniert. Kompro
mißbereitschaft andeutete, widersprach

Blüm sieht die CDU in der 
„liberalen Falle“

FRANKFURT, 4. September. Der frü
here Bundesarbeitsminister Blüm (CDU) 
wendet sich gegen das Konzept der „neu
en Sozialen Marktwirtschaft“ , das Präsidi
um und Vorstand der CDU unter Füh
rung der Bundesvorsitzenden Merkel in 
der vergangenen Woche zur Diskussion 
vorgelegt haben. „Einer christlichen Par
tei stünde es gut an, dem Imperialismus 
der Verwirtschaftung des Lebens die 
Grenzen in der Würde des Menschen zu 
setzen", heißt es in einem Beitrag des 
CDU-Politikers für die Seite „Die Gegen
wart“ der „Frankfurter Allgemeinen Zei
tung“. Statt dessen amputiere die Union 
die menschliche Natur und zeichne das In
dividuum auf Nutzenmaximierer und Kal- 
kulierer seiner Vorteile. Selbst das Verhält
nis des Bürgers zum Staat werde als auf 
Gegenseitigkeit beruhende Vertragsbezie
hung gedeutet, als wäre die Politik nicht 
das Gegenüber des Bürgers. Blüm warnt 
vor den Verlockungen der neuen Ökono
mie: „Die Maximierung der Wahlfreiheit 
landet in der Wahllosigkeit der Entschei
dungen.“ Ludwig Erhards habe mit sei
nem Programm der formierten Gesell
schaft versucht, die Marktkräfte durch die 
übergeordneten Ideen des Gemeinwohl 
zu disziplinieren. Von einer solchen Vor
stellung von Gerechtigkeit ist die CDU im 
Urteil Blüms weit entfernt. Sie sitze in der 
„liberalen Falle“. (Siehe Seite 12.)

September mit der Anhörung zur Frage 
beginnen, ob griechische Gerichte befugt 
sind. Fälle gegen ausländische Staaten zu 
fuhren. Nach dem Urteil des Areopag im 
vergangenen Jahr j>lieb umstritten, ob dar
aus die Zwangsvollstreckung deutscher 
Liegenschaften abgeleitet werden könne. 
(Fortsetzung Seite 2, siehe Seite 3.)

die CSU Müller. Der Fraktionsvorsitzen
de Merz will erst eine Regierungsvorlage 
abwarten.

Das Koalitionsgespräch dürfte auch der 
Frage gelten, wie SPD und Grüne auf den 
Umstand reagieren wollen, daß das Ein
wanderungsgesetz der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. Die Grünen möchten 
vermeiden, daß der Zwang zum Kompro
miß allein auf ihre Kosten geht. Schröder 
wiederum hatte im Sommer den Koaliti
onspartner gewarnt, mit zusätzlichen For
derungen zum Referenten-Entwurf 
„draufzusatteln“. Bei den Grünen wird 
dazu die Frage gestellt, wie sich die Koaliti
on verhalte, wenn die Unions-Parteien ih
rerseits mit immer neuen Forderungen ur
sprüngliche Ziele der Koalition infrage 
stellten. Kritisch hieß es in der Koalition, 
niemand wisse genau, was Schily in den 
vergangenen Wochen mit Vertretern von 
CDU und CSU besprochen habe. Die Uni
ons-Vertreter vermittelten nach einem die
ser Gespräche den Eindruck, Schily sei 
kompromißbereit. (Fortsetzung Seite 2.)

Metallindustrie einig 
über Altersvorsorge

nf. BERLIN. 4 September. Die etwa
3,6 Millionen Beschäftigten der deutschen 
Metall- und Elektroindustrie dürfen künf
tig bis zu vier Prozent ihres Einkommens 
in eine betriebliche Altersversorgung lei
ten. Die Arbeitgeber können dazu schon 
bestehende Vorsorgesysteme nutzen, falls 
diese den staatlichen Förderkriterien ent
sprechen, oder die Vorsorge über eine 
neue gemeinsame Einrichtung abwickeln. 
Darauf haben sich die Führungesgremien 
der IG Metall und des Arbeitgeberver
bands Gesamtmetall am Dienstag in Köln 
verständigt. (Siehe Wirtschaft.)

Ermittlungen 
gegen Bayer eingeleitet

hpe. DÜSSELDORF, 4. September. Die 
Kölner Staatsanwaltschaft hat ein Ermitt
lungsverfahren gegen den Chemie- und 
Pharmakonzern Bayer wegen des Ver
dachts des fahrlässigen Verstoßes gegen das 
Arzneimittelgesetz eingeleitet. Geprüft wer
de, ob Bayer das cholesterinsenkende Medi
kament Lipobay rechtzeitig vom Markt ge
nommen habe, teilte die Staatsanwaltschaft 
mit. Bayer hatte Lipobay vom Markt ge
nommen. nachdem Fälle von Muskelschwä
che bekannt geworden waren. Mit Lipobay 
werden 52 Todesfälle in Verbindung ge
bracht. (Siehe Wirtschaft.)

gen Schwarze stellt. Wie so oft gilt auch 
hier: Die Probleme beginnen, wenn sie 
gelöst scheinen. So gesehen, ist die E n t
scheidung für den Tagungsort Durban 
eine gute Entscheidung gewesen.

Vordergründig scheitert die Konfe
renz an den arabischen Staaten. Ohne 
jedes Interesse, das große Them a der 
Konferenz voranzubringen, nutzten sie 
das internationale Forum, um ein be
kanntes semantisches Unternehm en 
voranzubringen: D er Staat Israel -  ge
gründet auch, um den Juden der Welt 
nach dem  Holocaust einen sicheren O rt 
zu schaffen -  soll als ein rassistischer 
Staat erscheinen, der nun selbst einen 
Genozid betreibt. Die arabischen Staa
ten haben diese Verurteilung Israels 
nicht im Handstreich auf die Tagesord
nung gebracht, sondern von langer 
Hand, auch in Vorkonferenzen, vorbe
reitet. D as zeigt, daß Veranstaltungen 
wie diese -  die immerhin un ter der O b
hut der Vereinten Nationen stattfindet 
-  offensichtlich kein geeignetes Mittel 
sind, um eine so wichtige, aber auch un
geklärte und unscharfe Frage wie die 
des Rassismus fernab vom Streit des Ta
ges zu verhandeln. Und indem sich dort 
Staaten, deren Herrscher im eigenen 
Land die Menschenrechte notorisch 
mißachten, ungehindert zu R ichtern 
über die Einhaltung der M enschenrech
te aufschwingen, beschädigen sie insge
samt das Instrum entarium  internationa
ler Konferenzen, das unter dem  Dach 
der Vereinten Nationen geschaffen wor
den ist. D er Wolf, der von der Kanzel 
predigt, bereichert die Kirche nicht, son
dern entweiht sie.

Schon der Name der Konferenz läßt 
nichts Gutes ahnen: „Weltkonferenz ge
gen Rassismus, D iskriminierung, Frem
denfeindlichkeit und ähnliche Formen 
der Intoleranz“ . Gewiß, h inter der Pha
lanx von verwandt gemachten Begrif
fen steht das Bemühen ehrenwerter 
Menschen, ein schwieriges und vielfälti
ges Phänomen zu fassen. Doch das Be
m ühen um  Genauigkeit führt nicht zu 
Konkretion, sondern zu Inflation, die 
Verurteilungsskala ist nach oben offen. 
Alles hängt m it allem zusammen, jeder 
kann damit den ihm genehmen Feind 
bezeichnen, das Ganze bietet sich der ta 
gespolitischen Nutzung geradezu an. 
Zudem  leiden Konferenzen wie diese 
an dem Mangel, der auch alle heimi
sche Antidiskriminierungspolitik aus
zeichnet: Wo versucht wird, einen mora
lischen Imperativ in Verordnungsform 
zu bringen, ist das Ergebnis entweder 
banal oder unpraktikabel oder eine 
neue Waffe im ideologischen Kampf.

D aß die Front derer, die die westli
chen Länder auf der Anklagebank se
hen m öchten, in D urban das Konferenz
geschehen prägen und lahmlegen konn-
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tik, Geschichtspolitik betrieben. Jahr
zehnte nach der großen Zeit der natio
nalen Befreiungsbewegungen h at deren 
Philosophie Einzug gehalten in das in
ternationale Kongreßwesen. D ie gro
ßen Foren werden benutzt, um Schlach
ten der Vergangenheit zu bilanzieren 
und in Forderungen umzusetzen, die in 
H eller und Pfennig beziffert werden.

Sprecher der „International and H i
storie African World Reparations and 
R epatriation Conference“ fordern von 
den westlichen Industrienationen 777 
Billiarden Dollar W iedergutmachung 
für die Greuel des Sklavenhandels. Das 
ist eine Aufforderung an wen auch im
m er wo auch immer in der Welt, alte 
Rechnungen ohne jede zeitliche Begren
zung nach hinten wieder aufzumachen 
-  m ithin eine Mittel, ewigen Zwist zu 
säen. Man will die Vergangenheit nicht 
auf sich beruhen lassen, sie wird in den 
Dienst der Gegenwart gestellt.

Vor vierzig Jahren veröffentlichte 
Frantz Fanon, zuvor Chefarzt einer 
psychiatrischen Klinik in Algerien, 
„Die Verdammten dieser E rde“. Die in 
leidenschaftlichem D uktus geschriebe
ne Schrift, ein Schrei aus der Tiefe, wur
de zu einer A rt Manifest der Befreiungs
bewegungen der Dritten Welt. Der 
schlichte und gefährliche Gedanke, der 
dem W erk zugrunde liegt, war so m äch
tig, daß  Fanon -  eigentlich ein Mann 
der Zwischentöne und des reflektierten 
Leids -  sich regelrecht mitreißen ließ. 
Gegen die Gewalt der Kolonialisten hel
fe nur die Gewalt der Kolonisierten. 
„Deportationen, Blutbäder, Zwangsar
beit, Versklavung“ seien „die H auptm it
tel der Kapitalisten“. D eren Taten ver
gleicht er mit den Kriegsverbrechen, 
über die in Nürnberg gerichtet wurde, 
und fordert Reparationen: „D er Reich
tum  der imperialistischen Länder ist 
auch unser Reichtum.“

Fanons politische Philosophie begei
sterte, weil sie so messerscharf zwischen 
G ut und Böse zu scheiden wußte und 
weil sie eine pläusibel klingefide "Lö
sung anbot. Nachdem Befreiungsbewe
gungen gesiegt hatten, begann meist ein 
neues, o ft ein größeres Elend. Mit dem 
Popanz von gestern versuchen manche 
dieser Staaten davon abzulenken, daß 
sie für ihre Misere zumindest m itverant
wortlich sind. Westliche Staaten, U nter
nehmen und einzelne haben in den Z ei
ten des Kolonialismus Verbrechen be
gangen. Sie tragen aber nicht die G e
samtverantwortung für Unterentwick
lung und Despotie in vielen Ländern 
der Dritten Welt. D er Erfolg der westli
chen Zivilisation ist kein barbarischer. 
Es ist daher beklagenswert unzeitge
mäß, wenn auf großen W eltkonferen
zen ideologischen Schimären gehuldigt 
wird, die nur dazu taugen, Entwicklung 
zu verhindern.
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